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Volksvertretung und Gesetzlichkeit
Leitungstätigkeit auf dem Gebiet
der Familienförderung im Bezirk Schwerin
Prof. Dr. sc. ANITA GRANDKE,
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität 
Berlin

In der Stadt Schwerin wurde nach dem VIII. Parteitag der 
SED damit begonnen, die Aufgaben auf dem Gebiet der Fa­
milienförderung systematisch in die Leitungstätigkeit der ört­
lichen Staatsorgane, Betriebe, Einrichtungen und gesellschaft­
lichen Organisationen einzubeziehen. Diese Arbeit ist eine 
wesentliche Grundlage für die Entwicklung der Praxis auch 
in anderen Territorien und ebenso für die Entwicklung der 
Theorie.1 Schon frühzeitig machte sich der Verfassungs- und 
Rechtsausschuß der Volkskammer mit dieser Arbeit vertraut.1 2 
Auf dem Erfahrungsaustausch zur Familienförderung im Ter­
ritorium, der 1981 in Frankfurt (Oder) stattfand, bildeten ge­
rade die Schweriner Ergebnisse eine wichtige Beratungs­
grundlage.3 4 Sie betreffen auch das Zusammenwirken zwischen 
Gericht und örtlichen Staatsorganen.^ Nunmehr wurde die 
Leitungstätigkeit des Rates des Bezirks Schwerin auf dem Ge­
biet der Familienförderung ausgebaut. Dazu fand vor rund 
einem Jahr ein vom Rat des Bezirks einberufener Erfahrungs­
austausch mit Mitgliedern von Räten der Kreise, Bürgermei- 
sterri von Städten und Gemeinden, Betriebsdirektoren, Schul­
direktoren, Vertretern gesellschaftlicher Organisationen und 
Mitarbeitern der Ehe- und Familienberatungsstellen statt. 
Er verdeutlichte, gestützt auf die Erfahrungen der Stadt 
Schwerin, Aufgaben und Möglichkeiten auf dem Gebiet der 
Familienförderung sowie die bestmöglichen Wege zur Ein­
ordnung dieser Aktivitäten in die Leitungstätigkeit. Dabei 
wurde herausgearbeitet, daß die Leitungstätigkeit auf dem 
Gebiet der Familienförderung der Realisierung einer wesent­
lichen Seite der sozialen Funktion des sozialistischen Staa­
tes dient. Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik bedarf 
der ständigen Konkretisierung und der bewußten Umsetzung 
dergestalt, daß die wirtschaftliche Entwicklung zum sozialen 
Fortschritt bestmöglich beiträgt und dieser wiederum auf 
soziale Aktivität, auf Engagement und damit auf ökonomi­
sche Leistung und Entwicklung zurückwirkt. Die Familie hat 
durch ihre Funktionen an diesen wechselseitigen Beziehungen 
zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik einen nicht geringen 
Anteil.

Inhalt der Familienförderung ist es, solche materiellen 
und geistig-kulturellen Bedingungen für die Familie zu schaf­
fen, daß diese ihre spezifischen Aufgaben bei der Erziehung 
der Kinder und bei der Entfaltung der Persönlichkeit von 
Mann und Frau immer besser wahrnehmen kann. Natürlich 
sind die entscheidenden Voraussetzungen dafür bereits durch 
die allgemeinen Lebensbedingungen der sozialistischen Ge­
sellschaft geschaffen: durch soziale Sicherheit und sozialen 
Fortschritt, durch die Achtung und Anerkennung der Persön­
lichkeit, ihre verfassungsmäßigen Bildungs- und Mitwir­
kungsmöglichkeiten usw. Doch gehört gerade zur Charak­
teristik der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, zur 
Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, daß diese allgemeinen Bedin­
gungen entsprechend den konkreten ; Erfordernissen und 
Möglichkeiten ihre spezifische familienpolitische Ergänzung 
erfahren. Familienförderung ergänzt also die allgemeinen Be­
dingungen durch solche Aktivitäten, die direkt von den Auf­
gaben der Familie, aber auch von den Problemen bei der Er­
füllung dieser Aufgaben abgeleitet sind.

Heute existiert eine Vielzahl von Maßnahmen zur Fami­
lienförderung, die zentral festgelegt oder als Aufgabe for­
muliert sind und die vor allem in den Territorien konkreti­
siert werden müssen. Dazu ist es erforderlich, die wirksame 
Durchsetzung zentraler Festlegungen (so im Zusammenhang 
mit dem Mütterjahr, der Arbeitszeitverkürzung für Frauen 
mit zwei und mehr Kindern, der Kreditgewährung an junge

Eheleute) zu verbinden mit der Ausschöpfung territorialer 
Möglichkeiten, mit der Realisierung der eigenen Verantwor­
tung für die Gestaltung der Entwicklungsbedingungen der 
Familien (so im Bereich der Wohnungspolitik, der Auslastung 
und Arbeit der Kindereinrichtungen und besonders auch im 
ideologischen Bereich). Zu berücksichtigen ist, daß die Er­
füllung der Aufgaben auf dem Gebiet der Familienförderung 
in den einzelnen Territorien unterschiedlich sind (z. B. Un­
terschied zwischen Stadt und Land, Bevölkerungsentwick­
lung, Wohnraumsituation, Schichtfaktor bei Müttern und auch 
bei Ehepartnern, Auslastung der Kindereinrichtungen 
u. a. m.), wobei diese Bedingungen im Prozeß der gesellschaft­
lichen Entwicklung natürlich der Veränderung unterliegen.

Der Rat des Bezirks Schwerin beschloß, die in den Terri­
torien vorhandenen Arbeitsgruppen zur Betreuung der kin­
derreichen Familien umzubilden und ihnen Aufgaben zur Fa­
milienförderung insgesamt zu übertragen. Dieser Schritt, der 
in Auswertung der Erfahrungen der Stadt Schwerin gegangen 
wurde, nutzt das durch die Gesetzgebung5 geschaffene Mo­
dell der komplexen Leitung familienpolitischer Aufgaben ent­
sprechend den herangereiften Möglichkeiten und Erfordernis­
sen für die Familienförderung als Ganzes. Zu den Maßnah­
men gehören solche zur Vorbereitung Jugendlicher auf Ehe 
und Familie, zur Familienplanung, zur Förderung junger 
Ehen, zum Schutz von Mutter und Kind, zur Einflußnahme 
auf die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Mutterschaft, 
zur Unterstützung kinderreicher Familien, zur Zusammenar­
beit der Erziehungseinrichtungen mit den Eltern u. a. m. Diese 
einzelnen Maßnahmen sind den verschiedenen Sachbereichen 
der Räte zugeordnet und dort in den Leitungsprozeß einbe­
zogen — aber stets mit Blick auf die Gesamtheit der Maßnah­
men zur Familienförderung. Die Verantwortung für die Koor­
dinierung der Maßnahmen wurde dem Ersten Stellvertreter 
des Vorsitzenden übertragen und dazu eine Koordinierungs­
gruppe geschaffen.

Wenn auch die Struktur der Leitung dem Modell der Ar­
beit mit kinderreichen Familien nachgebildet ist, so geht die 
Aufgabenstellung bei der Leitung der Familienförderung doch 
quantitativ und qualitativ weiter. Die Arbeit mit kinderrei­
chen Familien hat vor allem sozialen Ausgleich zum Ziel. Fa­
milienförderung — die natürlich die Arbeit mit kinderreichen 
Familien einschließt — richtet sich auf die Leitung der Fami­
lienentwicklung insgesamt durch die Gestaltung entsprechen­
der materieller und geistig-kultureller Bedingungen dafür.

Familienentwicklung als Gegenstand von Leitungstätig­
keit verlangt eine diesbezügliche analytische Arbeit, die zur 
gemeinsamen Arbeitsgrundlage - verschiedener Bereiche wer­
den muß, und die Festlegung gemeinsamer Schwerpunktauf­
gaben, also konzeptionelle und koordinierende Arbeit.6 So 
kann die Familie als relativ selbständiges Subjekt der sozia­
listischen Lebensweise erfaßt und eine Arbeit geleistet wer­
den, mit der eine einheitliche, in sich geschlossene Familien­
politik durch die verschiedenen staatlichen Organe, Betriebe 
und gesellschaftlichen Organisationen gesichert wird. Das 
wurde in der vom Rat des Bezirks Schwerin organisierten Be-
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